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KantonbautRAV-Filialenab
Künftig soll es statt 16nurnoch5bis 7RegionaleArbeitsvermittlungs-
zentren geben.

ImKantonZürich soll es künftig
nichtmehr 16, sondernnurnoch
fünf bis sieben Regionale
Arbeitsvermittlungszentren
(RAV) geben. Der Kanton will
Standorte abbauen.Welche ge-
strichenwerden, ist gemässAn-
gaben des Kantons noch offen.

«Die aktuelle geografische
Verteilung der RAV stammt aus
einer Zeit, als der öffentliche
Verkehrnochnicht sogut ausge-
baut war und eine so stark de-
zentrale Organisation Sinn
machte», wird Hans Rupp, Lei-
ter des Amts für Arbeit, in einer
Mitteilung vom Freitag zitiert.
Dies sei heute anders. Heute

würden bereits 85 Prozent der
Anmeldungen digital erfolgen,
Tendenz steigend.«Ausserdem
wünschen sich unsere Kundin-
nen und Kunden eine zentrale
Anlaufstelle für sämtlicheAnlie-
gen», so Ruppweiter.

KeinStellenabbau
geplant
Die heutigen RAV seien zudem
für eineArbeitslosigkeit von bis
zu 5 Prozent ausgelegt. Dieser
Wert sei in den letzten zwanzig
Jahrenabernie erreichtworden.
Aktuell liegt die Arbeitslosen-
quote im Kanton Zürich bei 2,4
Prozent.

Der Kanton wird nun prüfen,
welcheStandorteweitergeführt
und welche zusammengelegt
werden.Dies soll schrittweise in
den nächsten Jahren passieren.
Ein Stellenabbau sei mit der
Reduktion der Standorte nicht
geplant, schreibt der Kanton.

Gespart wird dadurch den-
noch, weil die Bürofläche ver-
kleinertwird. Sollte dieArbeits-
losigkeit wider Erwarten trotz-
dem einmal stark ansteigen,
sollen die grösseren Zentren
dies auffangenkönnen.Mit den
Gemeinden, die künftig kein
RAVmehrhaben,wirdderKan-
ton dasGespräch suchen. (sda)

Budgetverbessert sichum70Millionen
Kantonsrat Zürich Für einmal
ohneGegenstimmehatderZür-
cher Kantonsrat am Dienstag
das Budget 2025 um 70Millio-
nenFrankenverbessert.Beidie-
senMillionenhandelt es sichum
dieMindereinnahmendurchdie
geplanteUnternehmenssteuer-
senkung. Diese kann aber noch
gar nicht umgesetzt werden,
weil sie voraussichtlichvorsVolk
kommt.

Es ergebe keinen Sinn, dass
diese Mindereinnahmen im
Budget ständen, sagte Gianna
Berger (AL,Zürich).«BeimBud-
get sollman sichanden realisti-
schenEinnahmenorientieren.»
Je nach Abstimmungsergebnis
fallendiese 70Millionen frühes-
tens im Jahr 2026 weg, falls
überhaupt. Die Grünen vermu-
ten, dass 70 Millionen Minder-

einnahmen «sogar eher tief ge-
schätzt» seien. «Die Ausfälle
dürften höher sein», sagte Sel-
ma L’Orange Seigo (Zürich).

ImSeptemberhattederKan-
tonsrat entschieden, dass der
von Finanzdirektor Ernst Sto-
cker (SVP) beantragte zweite
Teil der Steuervorlage 17 umge-
setztwerden soll.DieseVorlage
sieht vor, denGewinnsteuersatz
fürUnternehmenweiter zu sen-
ken, von 7 auf noch 6 Prozent.
Zum Ausgleich wollte Stocker
eigentlich einehöhereDividen-
denbesteuerung in der Vorlage
unterbringen, damit diese für
das Volk «verträglicher»wird.

DiebürgerlicheMehrheit im
Parlament strich diesen Aus-
gleich jedoch aus der Vorlage.
Grossaktionäre würden damit
keinehöherenSteuernabliefern

müssen.Wann die Vorlage vors
Volk kommt, ist noch offen.

Ebenfalls am Dienstag be-
schlossen hat der Kantonsrat,
denLohnderGerichtsschreibe-
rinnen und Gerichtsschreiber
imkommenden Jahrnicht zuer-
höhen. Damit erhält das Ober-
gericht 5,8 Millionen, die Be-
zirksgerichte5,8MillionenFran-
ken weniger als geplant. Am
Teuerungsausgleich hielt der
Rat fest.

Der Kantonsrat diskutiert
aktuell über das Budget 2025.
BeimDebattenstart amMontag
hat die Spar-Allianz aus SVP,
FDP,MitteundGLPbereitsüber
50 Millionen Franken einge-
spart, unter anderem bei der
Verwaltung.DieBudgetdebatte
endet voraussichtlich am kom-
mendenMontag. (sda/liz)

«Abdaging
esabwärts»
Auffällig viele Beamte kündigten bei
der Stadtpolizei Affoltern. Erstmals
äussern sich nun Insider dazu.

Livia Häberling

DieStadtpolizeiAffolternkämpft
mit Personalproblemen. Sechs
Kündigungenverzeichnetesie im
ersten Halbjahr – bei einem Ge-
samtbestandvonetwasmehrals
zwölfVollzeitstellen.

Stadtschreiber StefanTrott-
mannbestätigtedamalsdie«er-
höhteFluktuation»underklärte
diese unter anderem mit per-
sönlichenundberuflichenGrün-
den. So sei das «Jobkarussell»
gerade bei kommunalen Korps
ständig in Bewegung. «Manch
ein Mitarbeiter nutzt die Gele-
genheit, wenn er an einem an-
deren Ort 150 Franken mehr
Lohn erhält.»

«Das ist Schönrederei», ent-
gegnennunmehrere Insiderdes
Korps, die entweder bei der
Stadtpolizei gearbeitet haben
oder dies bis heute tun. Sie ha-
ben sich nach längerem Abwä-
gen bei dieser Zeitung gemel-
det, um bei einem Treffen oder
am Telefon ihre Sicht zu schil-
dern. Weil alle dem Amtsge-
heimnisunterstehenundeigent-
lich nicht befugt wären, öffent-
lich über Interna zu reden,
bleiben sie anonym.

Die Aussagen des Stadt-
schreibers hatten sie verärgert
undja:aucheinweniginihrerBe-
rufsehre gekränkt. «Diese ehe-
maligenAngestelltenhabennicht
wegen150FrankendieStellege-
wechselt», betonen sie. Das sei
«Unsinn». Wahr ist aus ihrer
SichteineandereTatsache:«Der
Ladenwurde in den letztenMo-
natenandieWandgefahren.»

AufPatrouillenonstop
überwacht
UmdieAnfängedieserGeschich-
te zu verstehen, lohnt sich eine
RückblendeindenSommer2023.
DamalserfuhrdasKorps,dassihr
KommandantMartinOtt schwer
erkranktwar.Balddaraufmusste
er sich aus dem Arbeitsleben zu-

rückziehen. Sein Stellvertreter
übernahminterimistisch.

Das, sagen die Insider, sei
der Moment gewesen, als das
Schiff in Schieflage geraten sei:
«Ab da ging es abwärts.» Und
zwar wegen des neuen Kom-
mandanten, der schon bald be-
gonnen habe, «das Team mit
zwanghaftem Kontrolldrang
und herrischem Vorgesetzten-
verhaltenkaputtzuführen».Und
wegen der Stadt, die ihn darin
nicht gebremst, sondern statt-
dessennochzumKommandan-
ten befördert habe.

Die Informanten sprechen
von einem «krankhaften Kont-
rollbedürfnis» des Komman-
danten. «Das Vertrauen in die
Mannschaft war klein. Selbst
wenn er keinen Dienst hatte,
kames vor, dass er denStandort
derPatrouillenfahrzeugevon zu
Hauseausverfolgteundsichper
Telefon einmischte. Ohnehin
seien die Dienstfahrzeuge eine
gläserne Zone gewesen: «Wir
waren während der Patrouille
vollständig überwacht», sagen
die Informanten. «DieAufnah-
mefunktion der Kamera, die
eigentlich gedachtwäre, um im
Ernstfall beispielsweise eine
Verfolgungsfahrt zu dokumen-
tieren, lief nonstop, und es war
uns nicht erlaubt, sie auszu-
schalten.»

So wurden durchgängig auch
Tonaufnahmen imAutoerstellt.
Eine interneRegelung,werdie-
se abhören darf und wer nicht,
habe es nicht gegeben. Die Ka-
meras in den Fahrzeugen liefen
zwar schon unter Martin Ott,
«doch beim neuen Komman-
danten befürchteten wir auf-
grund des grossen Misstrauens
erstmals, dass die Aufnahmen
zu Kontrollzwecken tatsächlich
abgehörtwerden.Erhattenäm-
lich einmal bereits das elektro-
nische Schliesssystem auswer-
ten lassen, um zu kontrollieren,
werwannwelchesBürobetreten
hat.»

Gängig ist diese Praxis mit
den Tonaufnahmen nicht: So-
wohlKantons-alsauchStadtpoli-
zeiZürichteilenaufAnfragemit,
dass in ihren Fahrzeugen keine
Aufnahmengemachtwerden.

Frühereinstempelndurfte
nurderChef
BereitsalsStellvertretervonMar-
tin Ott habe der heutige Kom-
mandant teilweise einVerhalten
andenTaggelegt,mitdemersich
nachAussagen der Informanten
beim Team in Misskredit ge-
brachthabe:ErhabesichPrivile-

giengegönnt,währenderdassel-
beVerhaltenbeimTeamsanktio-
nierthabe.EssindKleinigkeiten,
diesonichtverbotensind,dievon
den Informanten jedoch als
«Machtdemonstration»empfun-
denwurden.

Wer vor dem offiziellen
Schichtbeginnbereits gearbeitet
habe, habe diese Zeit nicht auf-
schreiben dürfen. Ein Tabu sei
das gewesen – ausser für den
Kommandantenselbst.«ImSys-
tem war ersichtlich, dass er die
Zeit als Arbeitszeit erfasste.»
Wer in der Pause mal ein paar
Minuten länger sitzengeblieben
sei, habe einen Rüffel kassiert.
«Überziehen durfte nur der
Chef.»Undauch in denDienst-
fahrzeugen sei es nur ihm er-
laubt gewesen, zu essen. «Für
ihn galt das Verbot nicht. Seine
Begründung: Er sei schliesslich
der Chef.» Sie sagen: «Wir ha-
ben nichts gegen strenge
Regeln, doch in einem Korps
sollten sich alle daran halten.»

Dassein«bedeutenderTeil»
des Korps persönlichMühemit
demfrüherenStellvertreter und
späteren Interims-Komman-
dantenbekundete, sei der Stadt
bekannt gewesen. In Gesprä-

chen, die im Herbst 2023 wäh-
rend der Übergangsphase mit
allen Mitarbeitenden geführt
wurden, hättenmehrere Perso-
nenVorbehalte geäussert.Doch
statt dieBedenkenernst zuneh-
men, sei er nach dem Tod von
Martin Ott ohne weitere Eig-
nungsabklärungen zum Kom-
mandantenernanntworden. So
habe sich die anfänglicheMiss-
stimmung bald verstärkt. Der
Grossteil der Mannschaft habe
den Sozialkontakt mit ihm so-
dann gemieden. Es kam zu ers-
ten Abgängen.

Nach aussen hin habe man
versucht, diePersonalnot zuka-
schieren. Tatsächlich aber sei
dasKorpsnichtmehr inderLage
gewesen, seinem Sicherheits-
auftragnachzukommen.«Kom-
muniziertwurdedasderÖffent-
lichkeit abernicht.DieBevölke-
rung erhielt weniger
Polizeileistungen, ohne dass es
jemandwusste.»Diesgeht auch
aus den Dienstplänen hervor,
welche diese Zeitung gestützt
auf das Öffentlichkeitsgesetz
einsehen konnte. So kam es
während zwei Monaten zwölf
Mal vor, dass ganztägig keine
Patrouille unterwegswar.

Die Stadt Affoltern weist den
Grossteil der Vorwürfe gegen
ihren Kommandanten zurück.
SeineFreiheitenbeiderZeiterfas-
sung hätten Vorgesetzte geprüft,
ebensodieÜberprüfungdesinter-
nenSchliesssystems.BeimMitar-
beitendengesprächen im Herbst
2023habeeszudemkeineVorbe-
haltegegen ihngegeben.

Der Kommandant habe sich
ferner nur bei Push-Meldungen
derKantonspolizeivonzuHause
aus eingeschaltet. Eingegriffen
habe er «zur Unterstützung der
Mitarbeitenden vor Ort und im
Rahmen der Fürsorgepflicht als
Arbeitgeber».DieAufnahmenin
denFahrzeugen könnten die Pa-
trouillen selbstständig ein- und
ausschalten.EsseienauchdiePa-
trouillen,welchedieAufnahmen
auswerteten.EinEssensverbot in
denAutos sei nicht bekannt.

DassdasKorpszuwenigPer-
sonal hatte, umdie gewünschte
Abdeckungaufrechtzuerhalten,
räumt die Stadt ein. Doch de-
mentiert sie Lücken im Dienst-
plan, zumal die Kantonspolizei
ja jeweils auch noch auf Pat-
rouille sei.Ausserdemhabe sich
die Personalsituation inzwi-
schenwieder beruhigt.

Zwanghaften Kontrolldrang und herrisches Vorgesetztenverhalten werfen die Mitarbeitenden ihrem Kommandanten vor.
Symbolbild: Sandra Ardizzone

Stadtschreiber Stefan Trottmann
dementiert, dass es Lücken im
Dienstplangegebenhabe. Bild: zvg


